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BETREFF  Umsatzsteuer; 

  Leistungsort bei Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienst-
leistungen und auf elektronischem Weg erbrachten Dienstleistungen an Nichtunter-
nehmer (§ 3a Abs. 5 UStG) sowie besonderes Besteuerungsverfahren nach § 18 Abs. 4c, 
4e und § 18h UStG ab 1. Januar 2015 

   BEZUG  BMF-Schreiben vom 9. Oktober 2014 
- IV D 3 - S 7340/14/10002 (2014/0778006) -; 
Ergebnis zu TOP 19 der USt V/14 vom 25. bis 27. November 2014 

   GZ  IV D 3 - S 7340/14/10002 
DOK  2014/1099363 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Nach dem Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 25. Juli 2014 (BGBl. I S. 1266) 
wurde in § 3a Abs. 5 UStG der Leistungsort bei Telekommunikationsdienstleistungen, Rund-
funk- und Fernsehdienstleistungen und auf elektronischem Weg erbrachten Dienstleistungen 
an Nichtunternehmer mit Wirkung vom 1. Januar 2015 neu geregelt. Gleichzeitig wurden der 
bisherige § 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 11 bis 13 UStG aufgehoben und § 3a Abs. 6 Satz 1 und 
Abs. 8 UStG an diese Neuregelungen beim Leistungsort angepasst. 
 
Darüber hinaus wurde für Unternehmer, die derartige Umsätze in anderen EU-Mitgliedstaaten 
erbringen als dem, in dem sie ihren Sitz oder eine Betriebsstätte haben, ein besonderes Be-
steuerungsverfahren (§ 18 Abs. 4e und § 18h UStG) eingeführt. Das besondere Besteuerungs-
verfahren für im Drittlandsgebiet ansässige Unternehmer (§ 18 Abs. 4c und 4d UStG), das bis 
zum 31. Dezember 2014 auf Unternehmer beschränkt war, die im Gemeinschaftsgebiet 
Dienstleistungen auf elektronischem Weg an Nichtunternehmer erbringen, wird ab 1. Januar 
2015 auf Unternehmer erweitert, die Telekommunikationsdienstleistungen und/oder Rund-
funk- und Fernsehdienstleistungen an Nichtunternehmer erbringen. 
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Seite 2  Mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1042/2013 des Rates vom 7. Oktober 2013 zur 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 bezüglich des Ortes der Dienst-
leistung (ABl. EU Nr. L 284 S. 1) wird die Mehrwertsteuer-Durchführungsverordnung geän-
dert und eine Reihe von Auslegungsvorschriften zu den Ortsregelungen bei sonstigen Leis-
tungen geändert oder - insbesondere zum Dienstleistungsort bei Telekommunikationsdienst-
leistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und auf elektronischem Weg erbrachten 
Dienstleistungen an Nichtunternehmer - ergänzt.  
 
Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass ist an diese Neuregelungen anzupassen. 
 
Außerdem wird zur Vermeidung von Abrechnungsschwierigkeiten beim Übergang auf die 
neuen Regelungen eine unionsweit abgestimmte Nichtbeanstandungsregelung für nach dem 
31. Dezember 2014 ausgeführte Umsätze eingeführt, wenn für diese Umsätze vor dem 
1. Januar 2015 Anzahlungen vom Leistungsempfänger entrichtet worden sind. 
 
I. Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 
864, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 10. Dezember 2014  
- IV D 3 - S 7015/14/10001 (2014/1073025), BStBl I S. xxxx, geändert worden ist, wie folgt 
geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach der Angabe „3a.9. Leistungskatalog des § 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 10 UStG“ 
wird die Angabe „3a.9a. Ort der in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichneten sonstigen 
Leistungen“ eingefügt. 

 
b) Nach der Angabe „18.7. Abgabe von Voranmeldungen in Neugründungsfällen“ wer-

den die Angaben „18.7a. Besteuerungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet an-
sässige Unternehmer, die ausschließlich sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG 
erbringen“ und „18.7b. Besteuerungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
ansässige Unternehmer, die sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im Inland er-
bringen“ eingefügt. 

 
c) Nach der Angabe „18g.1. Vorsteuer-Vergütungsverfahren in einem anderen Mitglied-

staat für im Inland ansässige Unternehmer“ wird die Angabe „18h.1. Besteuerungsver-
fahren für im Inland ansässige Unternehmer, die sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 
UStG im übrigen Gemeinschaftsgebiet erbringen“ eingefügt. 

 



 
Seite 3  d) Nach der Angabe „22.3 Aufzeichnungspflichten bei innergemeinschaftlichen Waren-

lieferungen und innergemeinschaftlichen Erwerben“ wird die Angabe „22.3a. Auf-
zeichnungspflichten bei Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 UStG“ eingefügt. 

 
2. Abschnitt 3a.1 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„Zur Sonderregelung für den Ort der sonstigen Leistung nach § 3a Abs. 6 UStG wird auf Abschnitt 3a.14 
verwiesen.“ 

 
3. Abschnitt 3a.2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 8 Sätze 1 und 3“ durch die Angabe 
„Abs. 8“ ersetzt. 

 
b) In Absatz 4 Satz 1 wird am Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgen-

der Halbsatz angefügt: 
 

„eine Betriebsstätte kann nur angenommen werden, wenn sie einen hinreichenden Grad an 
Beständigkeit sowie eine Struktur aufweist, die es ihr von der personellen und technischen Aus-
stattung her erlaubt, Dienstleistungen, die an sie für ihren eigenen Bedarf erbracht werden, zu 
empfangen und zu verwenden.“ 

 
c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 
 

„(5a)  1Wird eine in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichnete sonstige Leistung an einen Leistungs-
empfänger im Sinne des § 3a Abs. 2 UStG (siehe Absatz 1) an Orten wie Telefonzellen, Kiosk-
Telefonen, WLAN-Hot-Spots, Internetcafés, Restaurants oder Hotellobbys erbracht und muss 
der Leistungsempfänger an diesem Ort physisch anwesend sein, damit ihm der leistende Unter-
nehmer die sonstige Leistung erbringen kann, gilt der Leistungsempfänger insoweit als an die-
sem Ort ansässig (vgl. Artikel 24a Abs. 1 MwStVO). 2Werden diese Leistungen an Bord eines 
Schiffs, eines Flugzeugs oder in einer Eisenbahn während des innerhalb des Gemeinschaftsge-
biets stattfindenden Teils einer Personenbeförderung (vgl. § 3e Abs. 2 UStG) erbracht, gilt ab-
weichend von § 3a Abs. 2 UStG der Abgangsort des jeweiligen Beförderungsmittels im Gemein-
schaftsgebiet als Leistungsort (vgl. Artikel 24a Abs. 2 MwStVO).“ 

 
d) In Absatz 12 Satz 2 wird die Angabe „§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 11 und 12 UStG“ durch 

die Angabe „§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 und 2 UStG“ ersetzt. 
 
e) Absatz 16 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„1Grundsätzlich fallen unter die Ortsregelung des § 3a Abs. 2 UStG alle sonstigen Leistungen an 
einen Leistungsempfänger im Sinne des § 3a Abs. 2 UStG, soweit sich nicht aus § 3a Abs. 3 
Nr. 1, 2, 3 Buchstabe b und Nr. 5, Abs. 7 und Abs. 8, § 3b Abs. 1 Sätze 1 und 2, §§ 3e und 3f 
UStG eine andere Ortsregelung ergibt.“ 

 
bb) In Satz 2 wird der 3. Gedankenstrich wie folgt gefasst: 

 



 
Seite 4  „– Leistungen, die in § 3a Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 UStG genannt sind;“. 

 
4. In Abschnitt 3a.3 Abs. 9 werden nach der Nummer 2 die folgenden Nummern 2a und 2b 

eingefügt: 
 

„2a. die Verwaltung von Grundstücken und Grundstücksteilen; 
2b. die Bearbeitung landwirtschaftlicher Grundstücke, einschließlich sonstiger Leistungen wie 

Landbestellung, Säen, Bewässerung, Düngung;“. 

 
5. Abschnitt 3a.4 Abs. 3 Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„5. Der Leistungsort der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 8 bezeichneten sonstigen Leistungen richtet sich nach § 3a 
Abs. 2 oder 5 Sätze 1 und 2 Nr. 1 und Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 UStG.“ 

 
6. Abschnitt 3a.5 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Die Sätze 1 und 2 werden durch die folgenden Sätze 1 bis 5 ersetzt: 
 

„1Leistungsort bei der langfristigen Vermietung eines Beförderungsmittels ist regelmäßig der 
Ort, an dem der Leistungsempfänger seinen Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort 
oder einen Sitz hat. 2Zur Definition des Wohnsitzes und des gewöhnlichen Aufenthaltsorts vgl. 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1 Sätze 9 und 10. 3Der Leistungsempfänger gilt an dem Ort als ansässig 
bzw. hat dort seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort, der vom leistenden Un-
ternehmer unter Darlegung von zwei in Satz 4 genannten, sich nicht widersprechenden 
Beweismitteln als Leistungsort bestimmt worden ist (vgl. Artikel 24c MwStVO). 4Als Be-
weismittel gelten insbesondere (vgl. Artikel 24e MwStVO): 
1. die Rechnungsanschrift des Leistungsempfängers; 
2. Bankangaben, wie der Ort, an dem das bei der unbaren Zahlung der Gegenleistung 

verwendete Bankkonto geführt wird, oder die der Bank vorliegende Rechnungsan-
schrift des Leistungsempfängers; 

3. die Zulassungsdaten des vom Leistungsempfänger gemieteten Beförderungsmittels, 
wenn dieses in dem Staat, in dem es genutzt wird, zugelassen sein muss, oder ver-
gleichbare Informationen; 

4. sonstige für die Vermietung wirtschaftlich wichtige Informationen. 
5Liegen Hinweise vor, dass der leistende Unternehmer den Ort nach Satz 3 falsch oder 
missbräuchlich festgelegt hat, kann das für den leistenden Unternehmer zuständige Fi-
nanzamt die Vermutungen widerlegen (vgl. Artikel 24d Abs. 2 MwStVO).“ 

 
bb) Der bisherige Satz 3 wird neuer Satz 6. 

 
b) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 8a eingefügt: 

 
„(8a)  Wird die langfristige Vermietung eines Beförderungsmittels an einen Nichtunternehmer 

(siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbracht, der in verschiedenen Ländern ansässig ist oder seinen 
Wohnsitz in einem Land und seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in einem anderen Land hat, 
ist 
1. bei Leistungen an eine nicht unternehmerisch tätige juristische Person, der keine USt-

IdNr. erteilt worden ist, der Leistungsort vorrangig an dem Ort, an dem die Handlungen 
zur zentralen Verwaltung der juristischen Person vorgenommen werden, soweit keine An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass die Leistung an deren Betriebsstätte genutzt oder ausge-
wertet wird (vgl. Artikel 24 Buchstabe a MwStVO), 
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chem Aufenthaltsort (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1 Sätze 10 bis 14), soweit keine Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass die Leistung an deren Wohnsitz genutzt oder ausgewertet 
wird (vgl. Artikel 24 Buchstabe b MwStVO).“ 

 

7. Abschnitt 3a.8 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 2 Satz 2 wird der Klammerzusatz am Ende wie folgt gefasst: 
 

„(vgl. jedoch § 3a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 UStG und Abschnitt 3a.14 Abs. 1 und 3)“. 

 
b) Nach der Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt: 

 
„2a.  Wird die sonstige Leistung an einen Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) er-

bracht, der in verschiedenen Ländern ansässig ist oder seinen Wohnsitz in einem Land und 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in einem anderen Land hat, ist 
a) bei Leistungen an eine nicht unternehmerisch tätige juristische Person, der keine USt-

IdNr. erteilt worden ist, der Leistungsort vorrangig an dem Ort, an dem die Handlun-
gen zur zentralen Verwaltung der juristischen Person vorgenommen werden, soweit 
keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Leistung an deren Betriebsstätte ge-
nutzt oder ausgewertet wird (vgl. Artikel 24 Buchstabe a MwStVO), 

b) bei Leistungen an eine natürliche Person der Leistungsort vorrangig an deren ge-
wöhnlichem Aufenthaltsort (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1 Sätze 10 bis 14), soweit keine 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Leistung an deren Wohnsitz genutzt oder 
ausgewertet wird (vgl. Artikel 24 Buchstabe b MwStVO).“ 

 
8. Nach Abschnitt 3a.9 wird folgender Abschnitt 3a.9a eingefügt: 
 

„3a.9a. Ort der sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation, der Rundfunk- und 
Fernsehdienstleistungen und der auf elektronischem Weg erbrachten sonstigen Leistungen 

 
O r t  d e r  L e i s t u n g e n  

(1)  1Bei der Bestimmung des Leistungsorts für die in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichneten Leis-
tungen (Telekommunikations-, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und auf elektronischem Weg 
erbrachte sonstige Leistungen) sind folgende Fälle zu unterscheiden: 
1.  Ist der Empfänger der sonstigen Leistung ein Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1), 

wird die sonstige Leistung dort ausgeführt, wo der Empfänger seinen Wohnsitz, gewöhnlichen 
Aufenthaltsort oder Sitz hat (§ 3a Abs. 5 Satz 1 UStG). 

2.  Ist der Empfänger der sonstigen Leistung ein Leistungsempfänger im Sinne des § 3a Abs. 2 
UStG (siehe Abschnitt 3a.2 Abs. 1), wird die sonstige Leistung dort ausgeführt, wo der Empfän-
ger sein Unternehmen betreibt bzw. die juristische Person ihren Sitz hat (§ 3a Abs. 2 UStG; vgl. 
Abschnitt 3a.2). 

2Der leistende Unternehmer kann regelmäßig davon ausgehen, dass ein im Inland oder im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet ansässiger Leistungsempfänger ein Nichtunternehmer ist, wenn dieser dem leis-
tenden Unternehmer keine USt-IdNr. mitgeteilt hat (vgl. Artikel 18 Abs. 2 Unterabs. 2 MwStVO). 

(2)  Wird eine in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichnete sonstige Leistung an einen Nichtunternehmer 
(siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbracht, der in verschiedenen Ländern ansässig ist oder seinen Wohn-
sitz in einem Land und seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in einem anderen Land hat, ist – vorbe-
haltlich der Absätze 3 bis 7 –  
1. bei Leistungen an eine nicht unternehmerisch tätige juristische Person, der keine USt-IdNr. er-

teilt worden ist, der Leistungsort vorrangig an dem Ort, an dem die Handlungen zur zentralen 
Verwaltung der juristischen Person vorgenommen werden, soweit keine Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass die Leistung an deren Betriebsstätte genutzt oder ausgewertet wird (vgl. Arti-
kel 24 Buchstabe a MwStVO), 

2. bei Leistungen an eine natürliche Person der Leistungsort vorrangig an deren gewöhnlichem 
Aufenthaltsort (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1 Sätze 10 bis 14), soweit keine Anhaltspunkte dafür 



 
Seite 6  vorliegen, dass die Leistung an deren Wohnsitz genutzt oder ausgewertet wird (vgl. Artikel 24 

Buchstabe b MwStVO). 
(3)  1Wird eine in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichnete sonstige Leistung an einen Nichtunterneh-

mer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) an Orten wie Telefonzellen, Kiosk-Telefonen, WLAN-Hot-Spots, 
Internetcafés, Restaurants oder Hotellobbys erbracht, und muss der Leistungsempfänger an diesem 
Ort physisch anwesend sein, damit ihm der leistende Unternehmer die sonstige Leistung erbringen 
kann, gilt der Leistungsempfänger als an diesem Ort ansässig (vgl. Artikel 24a Abs. 1 MwStVO). 
2Werden diese Leistungen an Bord eines Schiffs, eines Flugzeugs oder in einer Eisenbahn während 
des innerhalb des Gemeinschaftsgebiets stattfindenden Teils einer Personenbeförderung (vgl. § 3e 
Abs. 2 UStG) erbracht, gilt der Abgangsort des jeweiligen Beförderungsmittels im Gemeinschaftsge-
biet als Leistungsort (vgl. Artikel 24a Abs. 2 MwStVO). 

(4)  1Wird eine in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichnete sonstige Leistung an einen Nichtunterneh-
mer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1)  
1. über dessen Festnetzanschluss erbracht, gilt der Leistungsempfänger an dem Ort als ansässig, 

an dem sich dieser Anschluss befindet (vgl. Artikel 24b Buchstabe a MwStVO); 
2. über ein mobiles Telekommunikationsnetz erbracht, gilt der Leistungsempfänger in dem Land 

als ansässig, das durch den Ländercode der bei Inanspruchnahme dieser Leistung verwendeten 
SIM-Karte bezeichnet wird (vgl. Artikel 24b Buchstabe b MwStVO); 
B e i s p i e l :  

1Der Unternehmer A mit Sitz in Hannover schließt einen Vertrag über die Erbringung von 
Telekommunikationsleistungen (Übertragung von Signalen, Schrift, Bild, Ton oder Spra-
che via Mobilfunk) mit der im Inland ansässigen Privatperson P ab, die für ein Jahr beruf-
lich eine Tätigkeit in Russland ausübt; P hat dort eine Wohnung angemietet. 2Danach wer-
den an P nur Telekommunikationsleistungen erbracht, wenn sie von Russland aus ihr 
Handy benutzt. 3Das Handy wird mit der von A ausgegebenen deutschen SIM-Karte ver-
wendet. 4Das Entgelt wird über Prepaid-Karten von P an A entrichtet. 5Eine Verwendung 
des Guthabens auf der Prepaid-Karte für Telekommunikationsdienstleistungen außerhalb 
Russlands ist vertraglich ausgeschlossen. 
6Der Leistungsort für die von A erbrachten Telekommunikationsleistungen liegt in 
Deutschland, weil eine deutsche SIM-Karte verwendet wird. 7Unbeachtlich ist, an welchem 
Ort P seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. 8Absatz 5 bleibt un-
berührt. 

3. 1erbracht, für die ein Decoder oder ein ähnliches Gerät, eine Programm- oder Satellitenkarte 
verwendet wird, gilt der Leistungsempfänger an dem Ort als ansässig, an dem sich der Decoder 
oder das ähnliche Gerät befindet. 2Ist dieser Ort unbekannt, gilt der Leistungsempfänger an 
dem Ort als ansässig, an den die Programm- oder Satellitenkarte vom leistenden Unternehmer 
zur Verwendung gesendet worden ist (vgl. Artikel 24b Buchstabe c MwStVO). 

(5)  Wird die Leistung unter anderen als den in den Absätzen 3 und 4 genannten Bedingungen er-
bracht, gilt die Vermutung, dass der Leistungsempfänger an dem Ort ansässig ist oder seinen Wohn-
sitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, der vom leistenden Unternehmer unter Darlegung 
von zwei sich nicht widersprechenden Beweismitteln nach Absatz 6 Satz 2 als solcher bestimmt wor-
den ist (vgl. Artikel 24b Buchstabe d MwStVO). 

(6)   1Der leistende Unternehmer kann die in den Absätzen 3 und 4 genannten Vermutungen wider-
legen, wenn er durch drei sich nicht widersprechende Beweismittel nachweisen kann, dass der Leis-
tungsempfänger seinen Sitz, seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort an einem an-
deren Ort als dem nach den Absätzen 3 und 4 genannten Ort hat (vgl. Artikel 24d Abs. 1 MwStVO). 
2Als Beweismittel gelten insbesondere (vgl. Artikel 24f MwStVO): 
1. die Rechnungsanschrift des Leistungsempfängers; 
2. die Internet-Protokoll-Adresse (IP-Adresse) des von dem Leistungsempfänger verwendeten Ge-

räts oder jedes Verfahren der Geolokalisierung; 
3. Bankangaben, wie der Ort, an dem das bei der unbaren Zahlung der Gegenleistung verwendete 

Bankkonto geführt wird, oder die der Bank vorliegende Rechnungsanschrift des Leistungsemp-
fängers; 

4. der Mobilfunk-Ländercode (Mobile Country Code — MCC) der Internationalen Mobilfunk-
Teilnehmerkennung (International Mobile Subscriber Identity — IMSI), der auf der von dem 
Dienstleistungsempfänger verwendeten SIM-Karte (Teilnehmer-Identifikationsmodul — Sub-
scriber Identity Module) gespeichert ist; 

5. der Ort des Festnetzanschlusses des Dienstleistungsempfängers, über den ihm die Dienstleistung 
erbracht wird; 

6. sonstige für die Leistungserbringung wirtschaftlich wichtige Informationen. 
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Absätzen 3 bis 5 widerlegen, wenn ihm Hinweise vorliegen, dass der leistende Unternehmer den Leis-
tungsort falsch oder missbräuchlich festgelegt hat. 
B e i s p i e l :  

1Der Unternehmer A mit Sitz in Hannover schließt einen Vertrag über die Erbringung von Tele-
kommunikationsleistungen (Übertragung von Signalen, Schrift, Bild, Ton oder Sprache) mit der 
Privatperson P ab. 2Nach den Vertragsvereinbarungen werden an P Telekommunikationsleistun-
gen über den Festnetzanschluss des P in Spanien sowie über mobile Netze erbracht, bei denen P 
eine deutsche SIM-Karte verwendet. 3P gibt als Rechnungsadresse die Adresse der ihm gehören-
den Ferienwohnung in Spanien an. 4Die für die Telekommunikationsleistungen in Rechnung ge-
stellten Beträge werden von A über das von P angegebene Konto einer Bank in Spanien abgewi-
ckelt. 5A sieht als Leistungsort entsprechend der Beweismittel Spanien an.  
6Bei einer Betriebsprüfung stellt das Finanzamt des A fest, dass die mobil erbrachten Telekom-
munikationsleistungen des A über das Handy des P mit deutscher SIM-Karte erbracht wurden 
(vgl. Absatz 4 Nr. 2). 7Absatz 5 ist von A falsch angewendet worden. 8Als Leistungsort gilt danach 
insoweit Deutschland.  

(8)  Wird an einen Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) neben der kurzfristigen Vermie-
tung von Wohn- und Schlafräumen oder Campingplätzen noch eine in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG be-
zeichnete sonstige Leistung erbracht, gilt diese Leistung als am Ort der Vermietungsleistung er-
bracht (vgl. Artikel 31c MwStVO). 
B e s t e u e r u n g s v e r f a h r e n  u n d  A u f z e i c h n u n g s p f l i c h t e n  

(9)  Zum Besteuerungsverfahren bei Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 UStG, die im Rahmen der 
Regelungen nach § 18 Abs. 4c, 4d, 4e oder § 18h UStG erbracht werden, vgl. Abschnitt 3a.16 Abs. 8 
bis 10 sowie die Abschnitte 18.7a, 18.7b und 18h.1, zu den Aufzeichnungspflichten zu den vorgenann-
ten Leistungen vgl. Abschnitt 22.3a.“ 

 
9. Abschnitt 3a.10 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1, in Absatz 3 Satz 1, in Absatz 4 Satz 1, in Absatz 5 Satz 2, in 
Satz 3 des Beispiels in Absatz 6 Nr. 2, in Absatz 6 Nr. 3, in Satz 4 des Beispiels 1 
und in Satz 3 des Beispiels 2 in Absatz 7 Nr. 2 und in Absatz 8 Satz 2 wird jeweils 
die Angabe „§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 11 UStG“ durch die Angabe „§ 3a Abs. 5 Satz 2 
Nr. 1 UStG“ ersetzt. 

 
b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„2Der Ort dieser Telekommunikationsdienstleistungen bestimmt sich nach § 3a Abs. 5 Satz 1 UStG, 
wenn der Leistungsempfänger ein Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) ist.“ 
 

c) In Absatz 2 wird zu Beginn des Satzes 1 das Satzzeichen „1“ eingefügt und folgen-
der Satz 2 angefügt: 

 
„2Zu den Telekommunikationsdienstleistungen gehören beispielsweise: 
1. Festnetz- und Mobiltelefondienste zur wechselseitigen Ton-, Daten- und Videoübertragung 

einschließlich Telefondienstleistungen mit bildgebender Komponente (Videofonie); 
2. über das Internet erbrachte Telefondienstleistungen einschließlich VoIP-Dienstleistungen 

(Voice over Internet Protocol); 
3. Sprachspeicherung (Voicemail), Anklopfen, Rufumleitung, Anruferkennung, Dreiwegean-

ruf und andere Anrufverwaltungsdienste; 
4. Personenrufdienste (sog. Paging-Dienste); 
5. Audiotextdienste; 
6. Fax, Telegrafie und Fernschreiben; 
7. der Zugang zum Internet und World Wide Web; 
8. private Netzanschlüsse für Telekommunikationsverbindungen zur ausschließlichen Nut-

zung durch den Dienstleistungsempfänger.“ 
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d) In Absatz 4 Satz 2 wird der Klammerzusatz „(§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 13 UStG)“ 
durch den Klammerzusatz „(§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 UStG)“ ersetzt. 

 
e) In Absatz 6 Nr. 2 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 11 UStG)“ 

durch den Klammerzusatz „(§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 UStG)“ ersetzt. 
 

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Die Sätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 
 

„3Eine Aufteilung des Gesamtentgelts ist allerdings nicht erforderlich, wenn die sonstigen Leis-
tungen insgesamt am Sitz des Leistungsempfängers  ausgeführt werden. 4Dies gilt nicht, wenn 
die erbrachten Leistungen teilweise dem ermäßigten Steuersatz unterliegen oder steuerfrei sind.“ 

 
bb) Das Beispiel 1 wird „Beispiel“ und wie folgt geändert: 

 
aaa) In Satz 4 wird die Angabe „§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 13 UStG“ durch die 

Angabe „§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 UStG“ ersetzt. 
 
bbb) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
„6Eine Aufteilung des Gesamtentgelts ist allerdings nicht erforderlich, da die sonstigen 
Leistungen insgesamt am Wohnsitz des C in Los Angeles erbracht werden (§ 3a Abs. 5 
Satz 1 UStG).“ 

 
ccc) Das Beispiel 2 wird gestrichen. 

 
g) Im Beispiel in Absatz 8 wird in Satz 1 das Wort „andere“ gestrichen. 

 
10. Abschnitt 3a.11 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„1Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen sind Rundfunk- und Fernsehprogramme, die auf der 
Grundlage eines Sendeplans über Kommunikationsnetze, wie Kabel, Antenne oder Satellit, 
durch einen Mediendiensteanbieter unter dessen redaktioneller Verantwortung der Öffent-
lichkeit zum zeitgleichen Anhören oder Ansehen verbreitet werden (vgl. Artikel 6b Abs. 1 
MwStVO).“ 

 
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„3Der Ort dieser Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen bestimmt sich nach § 3a Abs. 5 Satz 1 
UStG, wenn der Leistungsempfänger ein Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) ist.“ 
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„1Ein Rundfunk- und Fernsehprogramm, das nur über das Internet oder ein ähnliches elektronisches 
Netz verbreitet und nicht zeitgleich durch herkömmliche Rundfunk- oder Fernsehdienstleister 
übertragen wird, gehört nicht zu den Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen, sondern gilt als 
auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistung (§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 UStG).“ 

 
c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 
 

„(2a)  Nicht zu den Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 Satz 1 
Nr. 2 UStG gehören insbesondere: 
1. Die Bereitstellung von Informationen über bestimmte auf Abruf erhältliche Programme; 
2. die Übertragung von Sende- oder Verbreitungsrechten; 
3. das Leasing von Geräten und technischer Ausrüstung zum Empfang von Rundfunk- und 

Fernsehdienstleistungen.“ 
 

11. Abschnitt 3a.12 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 13 UStG“ durch die Angabe 
„§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 UStG“ ersetzt. 

 
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„2Der Ort der auf elektronischem Weg erbrachten sonstigen Leistungen bestimmt sich nach § 3a 
Abs. 5 Satz 1 UStG, wenn der Leistungsempfänger ein Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 
Abs. 1) ist.“ 

 
b) In Absatz 2 Nr. 4 werden im Klammerzusatz die Wörter „für erfolgreiche Vermitt-

lungen“ gestrichen. 
 
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Nummer 8 wird am Ende des Satzes 2 das Semikolon durch einen Punkt er-

setzt und folgender Satz 3 angefügt: 
 

„3Hierzu gehört auch die Bereitstellung von über ein Rundfunk- oder Fernsehnetz, das In-
ternet oder ein ähnliches elektronisches Netz verbreitete Rundfunk- oder Fernsehsendun-
gen, die der Nutzer zum Anhören oder Anschauen zu einem von ihm bestimmten Zeit-
punkt aus einem von dem Mediendiensteanbieter bereitgestelltem Programm auswählt, wie 
Fernsehen auf Abruf oder Video-on-Demand (vgl. Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe f und An-
hang I Nr. 4 Buchstabe g MwStVO);“. 

 
bb) Nach der Nummer 8 werden folgende Nummern 8a und 8b angefügt: 

 
„8a. die Erbringung von Audio- und audiovisuellen Inhalten über Kommunikationsnetze, 

die weder durch einen Mediendiensteanbieter noch unter dessen redaktioneller Ver-
antwortung erfolgt (vgl. Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe f und Anhang I Nr. 4 Buchstabe h 
MwStVO); 
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ters über Kommunikationsnetze durch einen anderen Unternehmer als den Medien-
diensteanbieter (vgl. Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe f und Anhang I Nr. 4 Buchstabe i 
MwStVO);“. 

 
d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Im Einleitungssatz wird die Angabe „§ 3a Abs. 4 Satz 2 Nr. 13 UStG“ durch die 

Angabe „§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 UStG“ ersetzt. 
 

bb) Die Nummern 8 bis 13 werden wie folgt gefasst: 
 

„8. 1Internettelefonie (§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 UStG). 2Der Leistungsort richtet sich nach § 3a 
Abs. 2 oder 5 Satz 1 UStG. 

 9. 1Kommunikation, wie z.B. E-Mail (§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 UStG). 2Der Leistungsort rich-
tet sich nach § 3a Abs. 2 oder 5 Satz 1 UStG. 

10. 1Telefon-Helpdesks (§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 UStG). 2Der Leistungsort richtet sich nach 
§ 3a Abs. 2 oder 5 Satz 1 UStG. 

11. 1Videofonie, d.h. Telefonie mit Video-Komponente (§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 UStG). 2Der 
Leistungsort richtet sich nach § 3a Abs. 2 oder 5 Satz 1 UStG. 

12. 1Zugang zum Internet und World Wide Web (§ 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 UStG). 2Der Leis-
tungsort richtet sich nach § 3a Abs. 2 oder 5 Satz 1 UStG. 

13. 1Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen über das Internet oder ein ähnliches elektronisches 
Netz bei gleichzeitiger Übertragung der Sendung auf herkömmlichem Weg (§ 3a Abs. 5 
Satz 2 Nr. 2 UStG, vgl. Abschnitt 3a.11). 2Der Leistungsort richtet sich nach § 3a Abs. 2 
oder 5 Satz 1 UStG.“ 

 
cc) Nach der Nummer 13 werden folgende Nummern 14 bis 19 angefügt: 

 
„14. 1Online gebuchte Eintrittskarten für kulturelle, künstlerische, wissenschaftliche, un-

terrichtende, sportliche, unterhaltende oder ähnliche Veranstaltungen. 2Der Leis-
tungsort richtet sich nach § 3a Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe a oder Nr. 5 UStG). 

15. 1Online gebuchte Beherbergungsleistungen. 2Der Leistungsort richtet sich nach § 3a 
Abs. 3 Nr. 1 UStG. 

16. 1Online gebuchte Vermietung von Beförderungsmitteln. 2Der Leistungsort richtet sich 
nach § 3a Abs. 2, 3 Nr. 2, Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 oder Abs. 7 UStG). 

17. 1Online gebuchte Restaurationsleistungen. 2Der Leistungsort richtet sich nach § 3a 
Abs. 3 Nr. 3 Buchstabe b oder § 3e UStG. 

18. 1Online gebuchte Personenbeförderungen. 2Der Leistungsort richtet sich nach § 3b 
Abs. 1 Satz 1 und 2 UStG. 

19. 1Die Online-Vermittlung von online gebuchten Leistungen. 2Der Leistungsort richtet 
sich nach § 3a Abs. 2 oder 3 Nr. 1 und 4 UStG.“ 

 
e) Die Zwischenüberschrift nach Absatz 6 und die Absätze 7 und 8 werden gestrichen. 

 
12. Abschnitt 3a.14 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 3a Abs. 8 Sätze 1 und 3 UStG“ durch die Angabe 
„§ 3a Abs. 8 UStG“ ersetzt. 

 
b) Die Zwischenüberschrift vor Absatz 6 und der Absatz 6 werden gestrichen. 

 
13. Abschnitt 3a.16 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„1Bei im Inland erbrachten sonstigen Leistungen ist grundsätzlich der leistende Unternehmer der 
Steuerschuldner, wenn er im Inland ansässig ist; auf die Möglichkeit der Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers (§ 13b UStG) wird hingewiesen (vgl. hierzu Abschnitt 13b.1).“ 

 
b) Die Zwischenüberschrift nach Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„ B e s t e u e r u n g s v e r f a h r e n  f ü r  i m  A u s l a n d  a n s ä s s i g e  U n t e r n e h m e r ,  d i e  s o n s -
t i g e  L e i s t u n g e n  n a c h  §  3 a  A b s .  5  U S t G  e r b r i n g e n “ .  

 
c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

 
„(8)  Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die im Gemeinschaftsgebiet als Steuer-
schuldner ausschließlich Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienst-
leistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an in der EU ansässige Nichtun-
ternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von 
§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, nur in einem EU-
Mitgliedstaat erfasst zu werden (§ 18 Abs. 4c UStG); wegen der Einzelheiten vgl. Abschnitt 18.7a.“ 
 

d) Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 
 

„(9)  Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (Abschnitt 13b.11 Abs. 1 Satz 2), 
die im Inland als Steuerschuldner Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fern-
sehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an im Inland ansäs-
sige Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich 
abweichend von § 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, an 
dem besonderen Besteuerungsverfahren teilzunehmen (§ 18 Abs. 4e UStG); wegen der Einzel-
heiten vgl. Abschnitt 18.7b.“ 

 
e) Nach Absatz 9 wird folgende Zwischenüberschrift eingefügt: 
 

„ B e s t e u e r u n g s v e r f a h r e n  f ü r  i m  I n l a n d  a n s ä s s i g e  U n t e r n e h m e r ,  d i e  s o n s t i g e  
L e i s t u n g e n  n a c h  §  3 a  A b s .  5  U S t G  e r b r i n g e n “  

 
f) Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 
 

„(10)  Im Inland ansässige Unternehmer (Abschnitt 18h Abs. 8), die in einem anderen EU-
Mitgliedstaat Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen 
und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an in diesem EU-Mitgliedstaat ansässige 
Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), für die sie dort 
die Umsatzsteuer schulden und Umsatzsteuererklärungen abzugeben haben, können sich unter 
bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, an dem besonderen Besteuerungsverfahren teilzu-
nehmen (§ 18h UStG); wegen der Einzelheiten vgl. Abschnitt 18h.1.“ 

 
g) Die Absätze 11 bis 14 werden gestrichen. 

 
14. Nach Abschnitt 18.7 werden folgende Abschnitte 18.7a und 18.7b eingefügt: 
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schließlich sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG erbringen 
(1)  1Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die im Gemeinschaftsgebiet als Steuer-

schuldner ausschließlich Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleis-
tungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an in der EU ansässige Nichtunter-
nehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von § 18 
Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, nur in einem EU-Mitgliedstaat 
erfasst zu werden (§ 18 Abs. 4c UStG). 2Macht ein Unternehmer von diesem Wahlrecht Gebrauch 
und entscheidet sich dafür, sich nur in Deutschland erfassen zu lassen, muss er dies dem für dieses 
Besteuerungsverfahren zuständigen BZSt vorbehaltlich des Satzes 3 vor Beginn des Besteuerungs-
zeitraums, ab dessen Beginn er von diesem Besteuerungsverfahren Gebrauch macht, auf dem amt-
lich vorgeschriebenen, elektronisch zu übermittelnden Dokument anzeigen. 3Erbringt der Unterneh-
mer erstmals Leistungen im Sinne des Satzes 1, gilt die Ausübung des Wahlrechts nach Satz 1 ab 
dem Tag der ersten Leistungserbringung, wenn die Anzeige nach Satz 2 gegenüber dem BZSt bis 
zum 10. Tag des auf die erste Leistungserbringung folgenden Monats erfolgt. 4Ändern sich die Anga-
ben der Anzeige nach Satz 2, hat der Unternehmer dem BZSt die Änderungen bis zum 10. Tag des 
auf den Eintritt der Änderungen folgenden Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen. 

(2)  1Abweichend von § 18 Abs. 1 bis 4 UStG hat der Unternehmer für jeden Besteuerungszeitraum 
(= Kalendervierteljahr; § 16 Abs. 1a Satz 1 UStG) eine Umsatzsteuererklärung bis zum 20. Tag nach 
Ablauf des Besteuerungszeitraums elektronisch beim BZSt abzugeben; dies gilt unabhängig davon, 
ob Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 erbracht wurden oder nicht. 2Hierbei hat er die auf den jeweili-
gen EU-Mitgliedstaat entfallenden Umsätze zu trennen und dem im betreffenden EU-Mitgliedstaat 
geltenden allgemeinen Steuersatz zu unterwerfen. 3Der Unternehmer hat die Steuer selbst zu berech-
nen (§ 18 Abs. 4c Satz 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 1a Satz 2 UStG). 4Die Steuer ist spätestens am 
20. Tag nach Ende des Besteuerungszeitraums an das BZSt zu entrichten (§ 18 Abs. 4c Satz 2 UStG). 

(3)  1Bei der Umrechnung von Werten in fremder Währung muss der Unternehmer einheitlich den 
von der Europäischen Zentralbank festgestellten Umrechnungskurs des letzten Tags des Besteue-
rungszeitraums bzw., falls für diesen Tag kein Umrechnungskurs festgelegt wurde, den für den 
nächsten Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums festgelegten Umrechnungskurs anwenden 
(§ 16 Abs.  6 Sätze 4 und 5 UStG). 2Die Anwendung eines monatlichen Durchschnittskurses entspre-
chend § 16 Abs. 6 Sätze 1 bis 3 UStG ist ausgeschlossen. 

(4)  1Der Unternehmer hat dem BZSt bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Änderung folgenden 
Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen, wenn er keine Telekommunikationsdienstleistungen, 
Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg mehr 
erbringt oder wenn andere Änderungen vorliegen, durch die er die Voraussetzungen für die Anwen-
dung des Besteuerungsverfahrens nach § 18 Abs. 4c UStG nicht mehr erfüllt. 2Das BZSt stellt durch 
Verwaltungsakt fest, wenn der Unternehmer nicht oder nicht mehr die Voraussetzungen für die An-
wendung des Besteuerungsverfahrens nach § 18 Abs. 4c UStG erfüllt. 

(5)  1Der Unternehmer kann die Ausübung des Wahlrechts auf elektronischem Weg widerrufen. 
2Ein Widerruf ist nur bis zum Beginn eines neuen Besteuerungszeitraums mit Wirkung ab diesem 
Zeitraum möglich (§ 18 Abs. 4c Sätze 4 und 5 UStG). 3Das allgemeine Besteuerungsverfahren (§ 18 
Abs. 1 bis 4 UStG) und das Besteuerungsverfahren nach § 18 Abs. 4c UStG schließen sich gegenseitig 
aus. 

(6)  1Das BZSt kann den Unternehmer von dem Besteuerungsverfahren nach § 18 Abs. 4c UStG 
ausschließen, wenn er seinen Verpflichtungen nach § 18 Abs. 4c Sätze 1 bis 3 UStG oder seinen Auf-
zeichnungspflichten (§ 22 Abs. 1 UStG und Abschnitt 22.3a Abs. 1 und 4) in diesem Verfahren wie-
derholt nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 2Von einem wiederholten Verstoß gegen die Ver-
pflichtungen oder Aufzeichnungspflichten nach Satz 1 ist insbesondere dann auszugehen, wenn 
1. der Unternehmer für drei unmittelbar vorausgegangene Besteuerungszeiträume an die Abgabe 

der Umsatzsteuererklärung erinnert wurde und er die Umsatzsteuererklärung für jeden dieser 
Besteuerungszeiträume nicht bis zum 10. Tag nach der Erinnerung abgegeben hat, 

2. der Unternehmer für drei unmittelbar vorausgegangene Besteuerungszeiträume an die Zahlung 
der Steuer erinnert wurde und er den Gesamtbetrag der Steuer nicht für jeden dieser Besteue-
rungszeiträume bis zum 10. Tag nach der Zahlungserinnerung entrichtet hat; es sei denn, der 
rückständige Betrag beträgt weniger als 100 € für jeden dieser Besteuerungszeiträume oder 

3. der Unternehmer nach einer Aufforderung zur elektronischen Zurverfügungstellung seiner Auf-
zeichnungen (§ 22 Abs. 1 UStG und Abschnitt 22.3a Abs. 1 und 4) und einer nachfolgenden Erin-
nerung die angeforderten Aufzeichnungen nicht innerhalb eines Monats nach Erteilung der Erin-
nerung elektronisch zur Verfügung gestellt hat. 

3Der Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt. 4Die Gültigkeit des Ausschlusses endet nicht vor 
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genüber dem Unternehmer folgen (vgl. Artikel 58b Abs. 1 MwStVO). 
(7)  Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die im Inland als Steuerschuldner aus-

schließlich steuerbare Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistun-
gen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an Nichtunternehmer (siehe Ab-
schnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen, deren Umsatzbesteuerung aber in einem dem Besteuerungsverfahren 
nach § 18 Abs. 4c UStG entsprechenden Verfahren in einem anderen EU-Mitgliedstaat durchgeführt 
wird, sind nach § 18 Abs. 4d UStG von der Verpflichtung zur Abgabe von Voranmeldungen und der 
Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr im Inland befreit. 

(8)  1Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die im Gemeinschaftsgebiet als Steuer-
schuldner ausschließlich Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleis-
tungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an in der EU ansässige Nichtunter-
nehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen und von dem Wahlrecht der steuerlichen Erfassung 
in nur einem EU-Mitgliedstaat Gebrauch machen, können Vorsteuerbeträge nur im Rahmen des 
Vorsteuer-Vergütungsverfahrens geltend machen (§ 18 Abs. 9 Satz 1 UStG in Verbindung mit § 59 
Satz 1 Nr. 4 und § 61a UStDV). 2In diesen Fällen sind die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 4 
und 5 UStG nicht anzuwenden (§ 18 Abs. 9 Satz 6 UStG). 3Voraussetzung ist, dass die Steuer für die 
Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstigen 
Leistungen auf elektronischem Weg entrichtet wurde und dass die Vorsteuerbeträge im Zusammen-
hang mit diesen Umsätzen stehen. 4Für Vorsteuerbeträge im Zusammenhang mit anderen Umsätzen 
(z.B. elektronisch erbrachte sonstige Leistungen durch einen nicht in der Gemeinschaft ansässigen 
Unternehmer an einen in der Gemeinschaft ansässigen Unternehmer, der Steuerschuldner ist) gelten 
die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 4 und 5 UStG unverändert. 

 
18.7b. Besteuerungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die 

sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im Inland erbringen 
(1)  1Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (Abschnitt 13b.11 Abs. 1 Satz 2), die 

im Inland als Steuerschuldner Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienst-
leistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an im Inland ansässige Nichtunter-
nehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von § 18 
Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, an dem besonderen Besteue-
rungsverfahren nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der MwStSystRL in der Fassung von Artikel 5 
Nummer 15 der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 12. 2. 2008 zur Änderung der Richtli-
nie 2006/112/EG bezüglich des Ortes der Dienstleistung (ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 11) teilzunehmen 
(vgl. § 18 Abs. 4e UStG). 2Dies gilt nur, wenn der Unternehmer im Inland, auf der Insel Helgoland 
und in einem der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete weder seinen Sitz, seine Geschäftsleitung 
noch eine Betriebsstätte (Abschnitt 3a.1 Abs. 3) hat. 3Macht ein Unternehmer von dem Wahlrecht 
nach Satz 1 Gebrauch, muss er dies der zuständigen Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, in dem er ansäs-
sig ist, vorbehaltlich des Satzes 4 vor Beginn des Besteuerungszeitraums, ab dessen Beginn er von 
dem besonderen Besteuerungsverfahren Gebrauch macht, auf dem amtlich vorgeschriebenen, elekt-
ronisch zu übermittelnden Dokument anzeigen. 4Erbringt der Unternehmer erstmals Leistungen im 
Sinne des Satzes 1, gilt das besondere Besteuerungsverfahren nach Satz 1 ab dem Tag der ersten 
Leistungserbringung, wenn die Anzeige nach Satz 3 gegenüber der zuständigen Stelle in dem EU-
Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, bis zum 10. Tag des auf die erste Leistungserbringung folgenden 
Monats erfolgt. 

(2)  1Abweichend von § 18 Abs. 1 bis 4 UStG hat der an dem besonderen Besteuerungsverfahren 
nach Absatz 1 teilnehmende Unternehmer für jeden Besteuerungszeitraum (= Kalendervierteljahr; 
§ 16 Abs. 1b Satz 1 UStG) eine Umsatzsteuererklärung bis zum 20. Tag nach Ablauf des Besteue-
rungszeitraums nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung über die zu-
ständige Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, abzugeben. 2Der Unternehmer hat die 
Steuer selbst zu berechnen (§ 18 Abs. 4e Satz 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 1b UStG). 3Die Umsatz-
steuererklärung nach Satz 1 gilt als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum 20. Tag nach Ablauf 
des Besteuerungszeitraums der zuständigen Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, in dem der Unternehmer 
ansässig ist, übermittelt worden ist und dort in bearbeitbarer Weise aufgezeichnet wurde (§ 18 
Abs. 4e Satz 10 UStG). 4Sie ist ab dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne des § 150 Abs. 1 
Satz 3 und § 168 AO, zu dem die in ihr enthaltenen Daten von der zuständigen Stelle in dem EU-
Mitgliedstaat, an die der Unternehmer die Umsatzsteuererklärung übermittelt hat, dem BZSt über-
mittelt und dort in bearbeitbarer Weise aufgezeichnet wurden; dies gilt entsprechend für die Berich-
tigung einer Umsatzsteuererklärung. 

(3)  1Die Steuer ist spätestens am 20. Tag nach Ende des Besteuerungszeitraums zu entrichten (§ 18 
Abs. 4e Satz 4 UStG). 2Die Entrichtung der Steuer erfolgt fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum 
20. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums bei der zuständigen Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, 
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der Maßgabe anzuwenden, dass eine Säumnis frühestens mit Ablauf des 10. Tags nach Ablauf des 
auf den Besteuerungszeitraum folgenden übernächsten Monats eintritt (§ 18 Abs. 4e Satz 12 UStG). 

(4)  1Bei der Umrechnung von Werten in fremder Währung muss der Unternehmer einheitlich den 
von der Europäischen Zentralbank festgestellten Umrechnungskurs des letzten Tages des Besteue-
rungszeitraums bzw., falls für diesen Tag kein Umrechnungskurs festgelegt wurde, den für den 
nächsten Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums festgelegten Umrechnungskurs anwenden 
(§ 16 Abs.  6 Sätze 4 und 5 UStG). 2Die Anwendung eines monatlichen Durchschnittskurses entspre-
chend § 16 Abs. 6 Sätze 1 bis 3 UStG ist ausgeschlossen. 

(5)  1Der Unternehmer kann die Ausübung des Wahlrechts nach Absatz 1 Satz 1 gegenüber der zu-
ständigen Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, auf elektronischem Weg widerrufen. 
2Ein Widerruf ist nur bis zum Beginn eines neuen Besteuerungszeitraums mit Wirkung ab diesem 
Zeitraum möglich (§ 18 Abs. 4e Sätze 6 und 7 UStG). 3Das allgemeine Besteuerungsverfahren (§ 18 
Abs. 1 bis 4 UStG) und das Besteuerungsverfahren nach § 18 Abs. 4e UStG schließen sich gegenseitig 
nicht aus. 
(6)  1Die zuständige Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, in dem der Unternehmer ansässig ist, kann den 
Unternehmer von dem Besteuerungsverfahren nach § 18 Abs. 4e UStG ausschließen, wenn er seinen 
Verpflichtungen nach § 18 Abs. 4e Sätze 1 bis 5 UStG oder seinen Aufzeichnungspflichten (§ 22 
Abs. 1 UStG und Abschnitt 22.3a Abs. 2 und 4) in diesem Verfahren wiederholt nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. 2Das Finanzamt kann die zuständige Stelle in dem EU-Mitgliedstaat, in dem 
der Unternehmer ansässig ist, ersuchen, den Unternehmer von dem Besteuerungsverfahren nach 
§ 18 Abs. 4e UStG auszuschließen, wenn der Unternehmer wiederholt gegen seine Verpflichtungen 
oder Aufzeichnungspflichten nach Satz 1 verstößt; zum Vorliegen eines wiederholten Verstoßes ge-
gen die Verpflichtungen oder Aufzeichnungspflichten vgl. Abschnitt 18.7a Abs. 6 Satz 2. 3Der Aus-
schluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlus-
ses gegenüber dem Unternehmer beginnt. 4Die Gültigkeit des Ausschlusses endet nicht vor Ablauf 
von acht Besteuerungszeiträumen, die dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber 
dem Unternehmer folgen (vgl. Artikel 58b Abs. 1 MwStVO). 

(7)  1Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (Abschnitt 13b.11 Abs. 1 Satz 2), die 
im Inland als Steuerschuldner ausschließlich Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und 
Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an im Inland ansässi-
ge Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen, und von dem Wahlrecht nach § 18 
Abs. 4e UStG Gebrauch machen, können Vorsteuerbeträge nur im Rahmen des Vorsteuer-
Vergütungsverfahrens geltend machen (§ 59 Satz 1 Nr. 5 und § 61 UStDV). 2Erbringen im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die von dem Wahlrecht nach § 18 Abs. 4e UStG Ge-
brauch machen, im Inland noch andere Umsätze, für die sie im Inland die Umsatzsteuer schulden 
und Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/oder Umsatzsteuererklärungen für das Kalenderjahr abzu-
geben haben, können die Vorsteuerbeträge insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren 
(§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) geltend gemacht werden.“ 

 
15. Nach Abschnitt 18g.1 wird folgender Abschnitt 18h.1 eingefügt: 
 

„18h.1. Besteuerungsverfahren für im Inland ansässige Unternehmer, die sonstige Leistungen nach 
§ 3a Abs. 5 UStG im übrigen Gemeinschaftsgebiet erbringen 

(1)  1Im Inland ansässige Unternehmer, die in einem anderen EU-Mitgliedstaat Telekommunikati-
onsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elekt-
ronischem Weg an in diesem EU-Mitgliedstaat ansässige Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 
Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und Umsatzsteuer-
erklärungen abzugeben haben, können sich dafür entscheiden, an dem besonderen Besteuerungsver-
fahren nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der MwStSystRL in der Fassung von Artikel 5 Num-
mer 15 der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 12. 2. 2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG 
bezüglich des Ortes der Dienstleistung (ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 11) teilzunehmen (sog. Mini-One-
Stop-Shop bzw. kleine einzige Anlaufstelle). 2Dies gilt auch für Kleinunternehmer im Sinne des § 19 
UStG. 3Im Fall der umsatzsteuerlichen Organschaft kann das Wahlrecht nach Satz 1 nur durch den 
Organträger ausgeübt werden. 4Die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ist nur 
einheitlich für alle EU-Mitgliedstaaten möglich, in denen der Unternehmer bzw. im Fall der umsatz-
steuerlichen Organschaft der Organkreis keine Betriebsstätte (Abschnitt 3a.1 Abs. 3) hat. 5Macht ein 
Unternehmer von dem Wahlrecht nach Satz 1 Gebrauch, muss er dies dem BZSt vorbehaltlich des 
Satzes 6 vor Beginn des Besteuerungszeitraums, ab dessen Beginn er von dem besonderen Besteue-
rungsverfahren Gebrauch macht, nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernüber-
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Sinne des Satzes 1, gilt das besondere Besteuerungsverfahren nach Satz 1 ab dem Tag der ersten 
Leistungserbringung, wenn die Anzeige nach Satz 5 gegenüber dem BZSt bis zum 10. Tag des auf die 
erste Leistungserbringung folgenden Monats erfolgt. 7Ändern sich die Angaben der Anzeige nach 
Satz 5, hat der Unternehmer dem BZSt die Änderungen bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Än-
derungen folgenden Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen; Änderungen des Firmennamens 
und der Anschrift sind jedoch ausschließlich dem zuständigen Finanzamt zu melden. 

(2)  1Der Unternehmer hat für jeden Besteuerungszeitraum (= Kalendervierteljahr) bis zum 
20. Tag nach Ablauf jedes Besteuerungszeitraums eine Umsatzsteuererklärung für jeden EU-
Mitgliedstaat, in dem er das besondere Besteuerungsverfahren anwendet (vgl. Absatz 1 Satz 2), nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung nach Maßgabe der StDÜV dem 
BZSt zu übermitteln; dies gilt unabhängig davon, ob Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 erbracht wur-
den oder nicht. 2Der Unternehmer hat die Steuer selbst zu berechnen. 3Informationen zur elektroni-
schen Übermittlung sind auf den Internetseiten des BZSt (www.bzst.de) abrufbar. 4Der Datenüber-
mittler muss authentifiziert sein. 5Die Steuer ist spätestens am 20. Tag nach Ende des Besteuerungs-
zeitraums an das BZSt zu entrichten. 

(3)  1Die Beträge in der Umsatzsteuererklärung sind in Euro anzugeben; es sei denn, der EU-
Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt, sieht die Angabe der Beträge in seiner Lan-
deswährung vor. 2In den Fällen der Angabe der Beträge in einer vom Euro abweichenden Landes-
währung muss der Unternehmer bei der Umrechnung von Werten in die fremde Währung einheit-
lich den von der Europäischen Zentralbank festgestellten Umrechnungskurs des letzten Tags des Be-
steuerungszeitraums bzw., falls für diesen Tag kein Umrechnungskurs festgelegt wurde, den für den 
nächsten Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums festgelegten Umrechnungskurs anwenden. 
3Die Anwendung eines monatlichen Durchschnittskurses ist ausgeschlossen. 

(4)  1Der Unternehmer hat dem BZSt bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Änderung folgenden 
Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen, wenn er keine Telekommunikationsdienstleistungen, 
Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg mehr 
erbringt oder wenn andere Änderungen vorliegen, durch die er die Voraussetzungen für die Anwen-
dung des besonderen Besteuerungsverfahrens nicht mehr erfüllt. 2Das BZSt stellt durch Verwal-
tungsakt fest, wenn der Unternehmer nicht oder nicht mehr die Voraussetzungen für die Anwendung 
des besonderen Besteuerungsverfahrens erfüllt. 

(5)  1Der Unternehmer kann die Ausübung des Wahlrechts nach Absatz 1 Satz 1 gegenüber dem 
BZSt nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz auf elektronischem Weg widerrufen. 2Ein Widerruf 
ist nur bis zum Beginn eines neuen Besteuerungszeitraums mit Wirkung ab diesem Zeitraum mög-
lich (§ 18h Abs. 1 Sätze 4 und 5 UStG). 

(6)  1Das BZSt kann den Unternehmer von dem besonderen Besteuerungsverfahren ausschließen, 
wenn er seinen Verpflichtungen nach Absatz 2 oder den von ihm in einem anderen EU-Mitgliedstaat 
zu erfüllenden Aufzeichnungspflichten entsprechend Artikel 369k MwStSystRL und Abschnitt 22.3a 
Abs. 3 und 4 in diesem Verfahren wiederholt nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt; zum Vorliegen 
eines wiederholten Verstoßes gegen die Verpflichtungen oder Aufzeichnungspflichten vgl.  
Abschnitt 18.7a Abs. 6 Satz 2. 2Der Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem 
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt. 3Die Gültigkeit 
des Ausschlusses endet nicht vor Ablauf von acht Besteuerungszeiträumen, die dem Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer folgen (Artikel 58b Abs. 1 MwStVO). 

(7)  1Im Inland ansässige Unternehmer, die in einem anderen EU-Mitgliedstaat ausschließlich Te-
lekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leis-
tungen auf elektronischem Weg an in diesem EU-Mitgliedstaat ansässige Nichtunternehmer (siehe 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und 
Umsatzsteuererklärungen abzugeben haben, und von dem Wahlrecht nach § 18h Abs. 1 UStG Ge-
brauch machen, können Vorsteuerbeträge in dem anderen EU-Mitgliedstaat nur im Rahmen des 
Vorsteuer-Vergütungsverfahrens entsprechend der Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. 2. 2008 
zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im 
Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige 
(ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 23) geltend machen (vgl. § 18g UStG und Abschnitt 18g.1). 2Erbringen im 
Inland ansässige Unternehmer, die von dem Wahlrecht nach § 18h Abs. 1 UStG Gebrauch machen, 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat noch andere Umsätze, für die sie dort die Umsatzsteuer schulden 
und Umsatzsteuererklärungen abzugeben haben, können die Vorsteuerbeträge in dem anderen EU-
Mitgliedstaat insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261  
MwStSystRL) bei der zuständigen Stelle in dem anderen EU-Mitgliedstaat geltend gemacht werden. 

(8)  1Ein im Inland ansässiger Unternehmer ist ein Unternehmer, der im Inland seinen Sitz oder 
seine Geschäftsleitung hat oder, für den Fall, dass er im Drittlandsgebiet ansässig ist, im Inland eine 
Betriebsstätte (Abschnitt 3a.1 Abs. 3) hat (§ 18h Abs. 5 UStG). 2Hat ein im Drittlandsgebiet ansässi-
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welchem EU-Mitgliedstaat er sich für Zwecke des besonderen Besteuerungsverfahrens erfassen las-
sen möchte. 3Der Unternehmer ist in den Fällen des Satzes 2 an seine Entscheidung für das betref-
fende Kalenderjahr und die beiden darauf folgenden Kalenderjahre gebunden (vgl. Artikel 369a 
Abs. 2 MwStSystRL). 

(9)  Auf das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit es vom BZSt durchgeführt wird, die 
§§ 30, 80, 87a, 118 bis 133 und 347 bis 368 AO sowie die FGO anzuwenden.“ 

 
16. Abschnitt 22.2 Abs. 12 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nummer 10 wird gestrichen. 
 

b) Die bisherigen Nummern 11 und 12 werden die neuen Nummern 10 und 11. 
 
17. Nach Abschnitt 22.3 wird folgender neuer Abschnitt 22.3a eingefügt: 
 

„22.3a. Aufzeichnungspflichten bei Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 UStG 
(1)  1Der nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer hat über die im Rahmen der Rege-

lung nach § 18 Abs. 4c und 4d UStG getätigten Umsätze Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben 
zu führen. 2Diese Aufzeichnungen sind dem BZSt auf Anfrage auf elektronischem Weg zur Verfü-
gung zu stellen (§ 22 Abs. 1 Satz 4 erster Halbsatz UStG).  

(2)  1Der im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer hat über die im Rahmen der Re-
gelung nach § 18 Abs. 4e UStG getätigten Umsätze Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben zu 
führen. 2Diese Aufzeichnungen sind der für das Besteuerungsverfahren zuständigen Finanzbehörde 
auf Anfrage auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen (§ 22 Abs. 1 Satz 4 zweiter Halbsatz 
UStG).  

(3)  1Der im Inland ansässige Unternehmer hat über die im Rahmen der Regelung nach § 18h UStG 
getätigten Umsätze Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben zu führen. 2Diese Aufzeichnungen 
sind dem BZSt und/oder der zuständigen Stelle des EU-Mitgliedstaats, in dessen Gebiet der Leis-
tungsort liegt, auf Anfrage auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen (Artikel 369k Abs. 2 
Unterabs. 1 MwStSystRL). 

(4)  Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben im Sinne der Absätze 1 bis 3 enthalten folgende 
Informationen (vgl. Artikel 63c MwStVO): 
 1. EU-Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt; 
 2. Art der erbrachten sonstigen Leistung; 
 3. Datum der Leistungserbringung; 
 4. Bemessungsgrundlage unter Angabe der verwendeten Währung; 
 5. jede anschließende Änderung der Bemessungsgrundlage; 
 6. anzuwendender Steuersatz; 
 7. Betrag der zu zahlenden Umsatzsteuer unter Angabe der verwendeten Währung; 
 8. Datum und Betrag der erhaltenen Zahlungen; 
 9. alle vor Erbringung der Leistung erhaltenen Anzahlungen; 
10. falls eine Rechnung ausgestellt wurde, die darin enthaltenen Informationen; 
11. soweit bekannt den Namen des Leistungsempfängers; 
12. Informationen zur Bestimmung des Orts, an dem der Leistungsempfänger seinen Wohnsitz, sei-

nen gewöhnlichen Aufenthaltsort oder seinen Sitz hat. 
(5)  Die Aufbewahrungsfrist für die Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 bis 3 beträgt zehn Jahre 

(§ 147 Abs. 3 AO und Artikel 369k Abs. 2 Unterabs. 2 MwStSystRL).“ 

 
Diese Regelungen sind auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2014 ausge-
führt werden.  
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II. Besteuerung von vor dem 1. Januar 2015 geleisteten Anzahlungen für nach dem 
31. Dezember 2014 ausgeführte Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- 
und Fernsehdienstleistungen und auf elektronischem Weg erbrachte Dienstleistun-
gen 

 
Bei nach dem 31. Dezember 2014 ausgeführten Telekommunikationsdienstleistungen, Rund-
funk- und Fernsehdienstleistungen und auf elektronischem Weg erbrachten Dienstleistungen 
an Nichtunternehmer richtet sich der Leistungsort nach dem Sitz, dem Wohnsitz oder dem 
gewöhnlichen Aufenthaltsort des Leistungsempfängers. Dies gilt unabhängig davon, ob der 
leistende Unternehmer das Entgelt oder Teile des Entgelts vor dem 1. Januar 2015 verein-
nahmt hat oder nicht. 

 
Hat der leistende Unternehmer das Entgelt oder Teile des Entgelts für eine nach dem 
31. Dezember 2014 an einen Nichtunternehmer erbrachte Telekommunikationsdienstleistung, 
Rundfunk-und Fernsehdienstleistung oder auf elektronischem Weg erbrachte Dienstleistung 
vor dem 1. Januar 2015 vereinnahmt und diese nach den bis zum 31. Dezember 2014 gelten-
den Regelungen an dem Ort versteuert, an dem er seinen Sitz oder eine Betriebsstätte hat, die 
die Entgelte oder Teilentgelte tatsächlich vereinnahmt hat, wird es aus Vereinfachungsgrün-
den nicht beanstandet, wenn der Unternehmer bei der endgültigen Abrechnung der Leistung 
diese Zahlungen nicht berichtigt. In der endgültigen Abrechnung sind dann die gezahlten Ab-
schlagszahlungen mit ihrem Nettobetrag (ohne Umsatzsteuer) auf die Bemessungsgrundlage 
anzurechnen, wenn die Umsatzsteuer bis zum Zeitpunkt der endgültigen Abrechnung nicht an 
den Leistungsempfänger zurückerstattet wurde. 
 
Voraussetzung hierfür ist, dass die Anzahlung(en) vom leistenden Unternehmer in zutreffen-
der Höhe versteuert (= in einer Umsatzsteuer-Voranmeldung oder in einer Umsatzsteuererklä-
rung für das Kalenderjahr angemeldet) wurde(n). In derartigen Fällen sind etwaige Rechnun-
gen, mit denen über die Anzahlungen abgerechnet wurde, nicht zu berichtigen. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 
 
 


